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Kapitel V 

Verwaltungs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 24 

Die Versammlung 

(1) 

a) Die Vertragsparteien haben eine Versammlung. 

b) Jede Vertragspartei wird durch einen Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, Beratern und 
Sachverständigen unterstützt werden kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der Vertragspartei getragen, die sie entsandt hat. Die 
Versammlung kann die WIPO um finanzielle Unterstützung bitten, um die Teilnahme von Delegationen 
von Vertragsparteien zu erleichtern, die nach der bestehenden Übung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen als Entwicklungsländer angesehen werden oder die Länder im Übergang zur 
Marktwirtschaft sind. 

(2) 

a) Die Versammlung behandelt Fragen, die die Erhaltung und Entwicklung sowie die Anwendung 
und Durchführung dieses Vertrags betreffen. 

b) Die Versammlung nimmt in Bezug auf die Zulassung bestimmter zwischenstaatlicher 
Organisationen als Vertragspartei die ihr nach Artikel 26 Absatz 2 übertragene Aufgabe wahr. 

c) Die Versammlung beschließt die Einberufung einer diplomatischen Konferenz zur Revision dieses 
Vertrags und erteilt dem Generaldirektor der WIPO die notwendigen Weisungen für die Vorbereitung 
einer solchen Konferenz. 

(3) 

a) Jede Vertragspartei, die ein Staat ist, verfügt über eine Stimme und stimmt nur in ihrem Namen 
ab. 

b) Eine Vertragspartei, die eine zwischenstaatliche Organisation ist, kann anstelle ihrer 
Mitgliedstaaten an der Abstimmung teilnehmen und verfügt über eine Anzahl von Stimmen, die der 
Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragspartei dieses Vertrags sind. Eine zwischenstaatliche 
Organisation kann nicht an der Abstimmung teilnehmen, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten sein 
Stimmrecht ausübt und umgekehrt. 

(4) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch den Generaldirektor der WIPO alle zwei Jahre 
einmal zu einer ordentlichen Tagung zusammen. 
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(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung, in der unter anderem die Einberufung 
außerordentlicher Tagungen, die Voraussetzungen für die Beschlussfähigkeit und vorbehaltlich der 
Bestimmungen dieses Vertrags die Mehrheitserfordernisse für die verschiedenen Arten von Beschlüssen 
geregelt sind. 


